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Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


195 Geſetz 
betreffend Abänderung des Brantweinſtener⸗ 
geſetzes 

15. Juli 1909 (R. G. Bl. S. 661) 
vom 14. Juni 1912 (R. G. Bl. S. 378). 

Artikel 1. 

Das Branntweinſteuergeſetz vom 
15. Juli 1909 (R. G. Bl. S. 661) — 2 = 
14, Jun! 1912 (K. G. BI. S. 378) wird, wie folgt geändert: 

8 1 erhält folgende Faſſung: 

Der im Inland hergeſtellte und vom Ausland 
eingeführte Branntwein unterliegt einer in die 
Staatskaſſe fließenden Verbrauchsabgabe. 

8 2 erhält folgende Faſſung: 

Die Verbrauchsabgabe beträgt 200 Mark und 
bei Branntwein, der aus Wein hergeſtellt wird, 
150 Mark für das Liter Alkohol. Laßt ſich die 
Alkoholmenge des eingeführten Trinkbrannt⸗ 
weins nicht ermitteln, ſo ſind für 1 Liter minde⸗ 
ſtens 75 Mark an Verbrauchsabgabe zu ent⸗ 
richten. 

Der Senat wird ermächtigt, die Verbrauchs⸗ 
abgabe nach Anhörung der Handelskammer für 
das jeweils folgende Kalendervierteljahr ent⸗ 
ſprechend den jeweiligen Verkaufspreiſen für ge⸗ 
a Branntwein zu erhöhen oder herabzu⸗ 
etzen. 

Der 2. Abſchnitt Kontingent von $ 24 bis ein⸗ 
ſchließlich 8 41 fällt fort. 

Die Sätze des § 42 (Betriebsauflage) werden 
wie folgt feſtgeſetzt: 

bis zu 50 Hektoliter 100 Mark 
100 115 
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§ 43 hat zu lauten: 

Die Betriebsauflage erhöht ſich: 
1. während der Monate, in denen eine Brennerei 

mit Hefenerzeugung betrieben wird, um 75 Mk., 

2. bei landwirtſchaftlichen Brennereien, die im 
Laufe des Betriebsjahres Kartoffeln oder Mais 
verarbeiten, für den in der Zeit vom 16. Juni 
bis einſchließlich 16. September hergeſtellten 
Branntwein, unbeſchadet der Vorſchrift in Nr. 1 
um 75 Mark, 

3. bei gewerblichen Brennereien unbeſchadet der 
Vorſchrift in Nr. 1 um 100 Mark für das Hekto⸗ 
liter Alkohol. 

Ziffer 4 fällt fort, dafür tritt unter dieſe Num⸗ 
mer der Abſatz Ziffer 5 mit der Aenderung ſtatt 
5 Mark 125 Mark. 

Der § 48 erhält von Ziffer 1 an folgenden 
Wortlaut: 

1. bei den gewerblichen Brennereien auf minde⸗ 
ſtens 550 Mark, 

2. bei den übrigen Brennereien, mit Ausnahme 
derjenigen, welche ausſchl. Wein, Weinhefe, 
Weintreſter, Weinobſt, Kernobſt, Beeren oder 
Wurzelu verarbeiten, mindeſten auf 450 Mk., 

3. während der Monate, in denen eine Brennerei 
mit Hefenerzeugung betrieben wird, mindeſtens 
auf 625 Mark für das Hektoliter Alkohol. 

Wird der Durchſchnittsbrand auf Grund des 
8 69 gekürzt, jo erhoht ſich die Betriebsauflage 
für den Ueberbrand für jedes Hundertteil, um 
das gekürzt wird, auf die Dauer der Kürzung um 
25 Mark, jedoch im ganzen nicht mehr als 150 
Mark für das Hektoliter Alkohol. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 9. 12. 1922). 
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Der $ 54 erhält nachſtehende Faſſung: 

Für vergällten und für ausgeführten Brannt⸗ 
wein köunen Vergütungen gezahlt werden. 

§ 55 fällt fort. 

§ 57 fällt fort. 

Der S 72 erhält folgende Faſſung: 

Der Senat ſetzt vierteljährlich feſt, in wieweit 
ein Teil der innerhalb des Durchſchnittsbrandes 
hergeſtellten Erzeugung, ſowie der aus dem Aus⸗ 
lande in das Gebiet der Freien Stadt Danzig ein⸗ 
geführte Branntwein entweder vollſtändig zu 
vergällen oder ſtatt der Vergällung mit dem dop⸗ 
m Betrage der Verbrauchsabgabe zu belaſten 
it. 
Der Ueberbraud unterliegt in allen Fällen der 
vollſtändigen Vergällung oder ſtatt ihrer der dop⸗ 
pelten Verbrauchsabgabe. 

Die Vergällungspflicht aus Abſatz 1 und 2 gilt 
als erfüllt, wenn nachgewieſen wird, daß eine 
gleiche Menge Branntwein, die der Vergällungs⸗ 
pflicht oder der doppelten Verbrauchsabgabe uicht 
muterlag, vollſtändig vergällt oder mit der dop⸗ 
pelten Verbrauchsabgabe abgefertigt worden iſt. 

Von der Vergällungspflicht befreit iſt Brannt⸗ 
wein: 

1. aus Brennereien mit einer Jahreserzeugung 
von nicht mehr als 150 Hektoliter Alkohol, 

2. aus Obſtbrennereien, 

3. aus Brennereien, die ausſchließlich Roggen, 
Weizen, Buchweizen, Hafer oder Gerſte ver⸗ 
arbeiten und nicht Hefe nach dem Würzeverfah⸗ 
ren herſtellen. 


Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1922 in Kraft. 
Danzig, den 16. November 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


196 Geſetz 

betreffend Ermächtigung des Senats zur Aende⸗ 

rung von Koſtengeſetzen und Gebührenordnnn⸗ 

gen vom 29. November 1922. 
Artikel 1. 

Der Senat wird bis auf weiteres ermächtigt, 
nach Zuſtimmung durch den Hauptausſchuß des 
Volkstages im Falle einer weſentlichen Aende⸗ 
rung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe die Höhe 
der Koſten⸗, Gebühren, Pauſchſätze und ſonſtigen 
Koſtenanſätze in folgenden Geſetzen: 

a) dem deutſchen Gerichtskoſtengeſetz von 20. 5. 98 
(R. G. Bl. S. 659), 

b) dem preußiſchen Gerichtskoſtengeſetz vom 25. 7. 
10 (Geſ.⸗Samml. ©. 184), 

e) der preußiſchen Gebührenordnung für Notare 
vom 25. 7. 10 (Geſ.⸗Samml. S. 233), 

d) dem preußiſchen Geſetz enthaltend die landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der 
Rechtsanwälte und der Gerichtsvollzieher vom 
6. 9. 1910 (Geſ.⸗Samml. S. 261), 


e) der deutſchen Gebührenordnung für Zeugen 
und ig vom 20. 5. 98 (R. G. Bl. 


S. 68 
£) der preußiſchen Schiedsmannsordnung vom 

29. 3. 1879 (Geſ.⸗Samml. S. 321) 
anderweitig feſtzuſetzen. 

Artikel 2. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Ver⸗ 
kündung in Kraft. 

Danzig, den 29. November 1922. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz 

beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 

197 Geſetz 

zur Abänderung des Geſetzes über Abgaben zum 

Wohnungsbau vom 15. Juli 1921/23. Juli 1922, 
vom 1. Dezember 1922. 

Das Geſetz über Abgaben zum Wohnungsbau 
vom 15. Juli 1921 (G. Bl. für die Freie Stadt 
Danzig S. 103), abgeändert durch Geſetz vom 
23. Juli 1922 (G. Bl. für die Freie Stadt Danzig 
S. 253) wird wie folgt geändert: 

Artikel 1. 

In 85 treten an Stelle der bisherigen Abſ. 1 
und 2 nachfolgende Beſtimmungen: 

Die Abgabe beträgt jährlich 500 v. H. des ge⸗ 
meinen Jahresmietwertes nach dem Stande vom 
1. Juli 1914. Sie iſt vierteljahrlich im voraus 
zu entrichten. 

Bei denjenigen dieſem Geſetz unterliegenden 
Gebäuden und Gebäudeteilen, welche nicht unter 
eine Höchſtgrenze für Mietzinsſteigerung fallen, 
wird, wenn der Jahresmiet⸗ oder ⸗pachtertrag 
zur Zeit der Veranlagung zu der Abgabe des 
Abſ. 1 um mehr als 100 v. H. über den Jahres⸗ 
mietwert vom 1. Juli 1914 geſtiegen iſt, neben 
der Abgabe des Abi. 1 eine Sonderabgabe 
erhoben. Die Sonderabgabe beträgt bei einer 
Steigerung 
bis zu 300 v. H. 10 v. H. 
von mehr als 300 v. H. bis zu 600 v. H. 15 v. H. 
von mehr als 600 v. H. bis zu 1000 v. H. 20 v. ©. 
von mehr als 1000 v. H. 25 v. H. 
des Jahresmiet- oder ⸗pachtertrages. 

Artikel 2. 

§ 12 erhält folgende Faſſung: | 

Die Steuer beträgt nach der Zahl der Wohn⸗ 
räume, welche über die gemäß dem 8 8 zugelaſſene 
Zahl hinaus vorhanden ſind: 


für 1 überſchießenden Wohnraum 1000 Mk. 
„ 2 überſchießende Wohnräume 3000 „ 
75 3 5. 77 7000 1 
3 75 1 15000 „ 


[A 5 2 4 ha 30000 75 

jährlich und für jeden weiteren überſchießenden 
Wohnraum weitere 12000 Mark jährlich. Die 
Steuer iſt vierteljährlich im voraus zu entrichten. 
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Artikel 3. 
er Geſetz tritt mit feiner Verkündung in 
Kraft. 
Danzig, den 1. Dezember 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahnt. Leske. 


Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


198 Geſetz 

über die Aufwandsentſchädigung der Volkstags⸗ 

abgeordneten und nebenamtlichen Senatoren 
vom 18. November 1922. 


8 1. 

Die Volkstagsabgeordneten erhalten für die 
Dauer ihrer Zugehörigkeit zum Volkstage 8 
1, eine monatlich im voraus zahlbare Aufwands⸗ 

entſchädigung, 5 
2. freie Fahrt auf den Eiſenbahnen und Schif⸗ 
fahrtslinien im Gebiete der Freien Stadt 
Danzig, 
3. Entſchädigung für Ausſchußſitzungen. 


8 25 

Die Aufwandsentſchädigung beträgt für die⸗ 
jenigen Abgeordneten, die innerhalb des Stadt⸗ 
bezirks Danzig und der von dort durch Straßen⸗ 
und Vortortbahn erreichbaren Ortſchaften woh⸗ 
nen, monatlich 6000 Mark, für die übrigen Abge⸗ 
ordueten 8000 Mark. 

Der Präſident des Volkstages erhält eine wei⸗ 
tere Aufwandsentſchädigung von 4800 Mark, die 
beiden Vizepräſidenten eine ſolche von je 2400 
Mark monatlich. 

Dazu tritt ein Teuerungszuſchlag, der die 
Halfte des Hundertſatzes beträgt, um den die all⸗ 
gemeinen Teuerungszuſchläge der Staatsbeamten 
jeweilig geſetzlich erhöht werden. 

8 3. 

Ein Abgeordneter, der im Laufe des Monats 
in den Volkstag eintritt, oder aus ihm ausſchei⸗ 
det, erhalt nur einen entſprechenden Teil der mo⸗ 
natlichen Aufwandsentſchädigung. 

Das Gleiche gilt bezüglich der Aufwands⸗ 
entſchädigung des Präſidenten und der Vizepraſi⸗ 
denten, wenn ein Abgeordneter im Laufe eines 
Monats eines dieſer Aemter übernimmt oder 
niederlegt. 


8 4. 

Für jeden Tag, an dem ein Abgeordneter einer 
Vollſitzung ferngeblieben iſt, wird von der mo⸗ 
natlichen Entſchädigung ½j0 (abgerundet nach 
oben auf volle 5 Mark) abgezogen. Dieſer Abzug 
findet nicht ſtatt, wenn der Abgeordnete am glei⸗ 
chen Tage an einer Ausſchußſitzung als Mitglied 
teilgenommen hat oder wenn das Fernbleiben 
durch Krankheit oder durch Geſchäfte im Intereſſe 
des Volkstages veranlaßt iſt. Die Entſcheidung 
darüber, ob die Vorausſetzung vorliegt, ſteht dem 
Präſidenten des Volkstages zu. 


§ 5. 

Durch die Geſchäftsordnung des Volkstages 
kaun beſtimmt werden, daß einem Abgeordneten 
die Aufwandsentſchädigung unter beſtimmten 
Vorausſetzungen ganz oder zum Teil für einen 
gewiſſen Zeitraum e werden kann. 


Abgeordnete erhalten für die Teilnahme an 
den Ausſchußſitzungen eine Aufwandsentſchädi⸗ 
gung in halber Höhe des für eine verſäumte Voll⸗ 
ſitzung abzuziehenden Betrages (nach oben abge⸗ 
rundet auf volle 5 Mark). Mehrere Ausſchuß⸗ 
ſitzungen an einem Tage gelten nur für eine 
Sitzung. 


5 er 
Die Aufwandsentſchädigungen werden von 
dem Präſidenten des Volkstages feſtgeſetzt und 
angewieſen. 


§ 8. 

Im Falle des Todes eines Abgeordneten kaun 
die Zahlung noch fälliger Anſprüche auf Grund 
dieſes Geſetzes an ſeinen hinterbliebenen Ehe⸗ 
gatten erfolgen, ohne daß deſſen Erbrecht nach⸗ 
gewieſen zu werden 5 


89. 

Ein Verzicht auf die Aufwandseutſchädigung 
iſt unzuläſſig. Der Anſpruch auf ſie iſt nicht über⸗ 
tragbar und nicht der Pfändung unterworfen. Die 
ne TEN ſind ſteuerfrei. 


Die Aufwandsentſchädigung für den neben⸗ 
amtlichen Senator beträgt 
a) für die in Danzig oder in den durch Vorort⸗ 
oder Straßenbahnen erreichbaren Ortſchaften 
Wohnenden 7500 Mark, 
b) für die übrigen 9000 Mark, 
e) für den Vizepräſidenten des Senats 10 800 Mk. 
Sind die Mitglieder des Senat im Nebenamt 
zugleich Volkstagsabgeordnete, ſo wird die ihnen 
für ſolche nach 8 2 zuſtehende Aufwandsentſchä⸗ 
digung auf die nach Abſatz 1 zu gewährende Ent⸗ 
ſchädigung angerechnet. Im übrigen finden die 
Beſtimmungen des 8 2 auf die nebenamtlichen 
Senatoren ſiungemäß N 


Dieſes Geſetz tritt am M Oktober 1922 in Kraft. 
Die bisher erlaſſenen Geſetze über die Auf⸗ 
wandsentſchädigung der Volkstagsabgeordneten 
und Senatoren treten hiermit außer Kraft. 
Danzig, den 18. November 1922. 
Deer Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


Volkstag und Seuat haben folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
199 Geſetz 
betreffend die Inſtandſetzung von Gebäuden und 
Wohnungen vom 14. November 1922. 


8 1. 
Der Senat kaun Gemeindebehörden zu den 
in den 88 2—9 bezeichneten Anordnungen und 
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Maßnahmen ermächtigen oder verpflichten. Als 
Gemeindebehörden gelten auch die Behörden von 
Gemeindeverbänden. 


25 

Die Gemeindebehörde kann Eigentümern von 
Gebäuden, welche Wohnungen enthalten, zur In⸗ 
ſtandſetzung der Gebäude und der Wohnungen 
anhalten, ſoweit die Inſtandſetzung zur Erhal⸗ 
ah a Bewohnbarkeit der Wohnungen notwen⸗ 

ig iſt. 

Welche Inſtandſetzungsmaßnahmen zur Er⸗ 
haltung der Bewohnbarteit der Wohnungen im 
Sinne des Abſ. 1 notwendig find, beſtimmt auf 
Anrufen eines Wohnungsinhabers oder eines 
unter? die zuſtändige Baupolizeiverwal⸗ 
ung. 

Gegen die Entſcheidung der Baupolizeiverwal⸗ 
tung ſteht dem Wohnungsinhaber und dem Eigen⸗ 
tümer brumen 2 Wochen die Beſchwerde an einen 
ſachverſtändigen Ausſchuß (Inſtandſetzungsaus⸗ 
ſchuß) zu, der ſich aus einem Hochbauſachverſtän⸗ 
digen, (einen: Staats⸗, Gemeinde- oder Kreis bau⸗ 
beamten) als Vorſttzenden und je einem Beiſitzer 
aus den Streifen der ortsanſäſſigen Eigentumer 
und zlieter zuſammenſetzt. Die Weitglieder dieſes 
Ausſchüſſes werden durch die Gemeindeverwal⸗ 
tung auf die Dauer von 2 Jahren berufen. Sie 
men Danziger Staatsangehorige ſein. Die 
näheren Beſtimmungen erlaßt der Senat. 


Nimmt der Eigentümer, nachdem die Entſchei⸗ 
dung gemäß 8 2 rechtskräftig geworden iſt, die 
Jnſtandſetzung innerhalb einer angemeſſenen 
Friſt nicht vor, jo iſt die Gemeindebehörde berech⸗ 
ligt, die Inſtandſetzung ſelbſt vorzunehmen. Der 
Eigentumer iſt verpflichtet, die Inſtandſetzung zu 
dulden und allen Anordnungen der Gemeinde⸗ 
behörde, die zur Durchfuhrung der Juſtandſetzung 
notwendig ſind, Folge zu leiſten. Die gleiche Ver⸗ 
pflichtung beſteht fur alle Perſonen, denen ein 
Recht an dem Grundſtuck oder ein Auſpruch aus 
einem Miet⸗, Pacht⸗ oder ſonſtigen Vertrage be⸗ 
züglich des Grundſtuckes, des Gebäudes oder 
eines Teiles davon zuſteht. Die Anwendung 
unmittelbaren polizeilichen Zwanges iſt zuläſſig. 


8 4. 

Die Koſten der Inſtandſetzung (83 2 und 3) 
trägt der Eigentümer des Grundſtuckes, ſoweit 
die Koſten oder deren Verzinſung aus den zeiti⸗ 
gen oder ſpäter zu erwartenden Einkünften ge⸗ 
deckt werden können. Unberührt hiervon bleiben 
die Rechte des Eigentümers von einem ihm gegen⸗ 
über Verpflichteten Erſatz zu verlangen. 

Wird die Inſtandſetzung von der Gemeinde⸗ 
behörde vorgenommen, jo iſt dem Eigentümer 
zunächſt ein Koſtenanſchlag mit dem Anheimgeben 
vorzulegen, innerhalb einer angemeſſenen Friſt 
zu den vorgeſehenen Inſtandſetzungen und den 
Koſten Stellung zu nehmen. Der auf Grund des 
Koſtenanſchlages von der Gemeindebehörde vor⸗ 
läufig zu beſtimmende Koſtenbetrag kann im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren von dem Eigentümer 


eingezogen werden. Soweit der eingezogene Be⸗ 
trag zur Koſtendeckung nicht ausreicht, kaun die 
Einziehung weiterer Beträge erfolgen. 

Falls die Inſtandſetzungskoſten vom Eigen⸗ 
tümer nicht eingezogen werden, weil die Koſten 
aus den zeitigen Einkünften des Grundſtuckes 
nicht gedeckt werden können, kann die Gemeinde⸗ 
behörde die Koſten vorſchußweiſe auf die Ge⸗ 
meinde oder, wenn es ſich um einen Gemeinde⸗ 
verband handelt, auf den Gemeindeverband über⸗ 
nehmen. Hierbei iſt die allgemeine Leiſtungs⸗ 
fähigteit des Eigentümers zu beruckſichtigen. 

Zur Sicherung der Rückzahlung der vorſchuß⸗ 
weiſe ubernommenen Koſten iſt der Eigentümer 
auf Erfordern der Gemeindebehörde verpflichtet, 
au den durch die Inſtandſetzung verveſſerten 
Grundſtucken zugunſten des Vorſchußglauvigers 
eine angemeſſene verzinsliche oder unverzinsliche 
Hypothek bis zur Höhe der Inſtandſetzungskoſten 
an bereiteſter Stelle zu beſtellen. 5 

Zur Sicherung des Auſpruches auf Beſtellung 
einer ſolchen Inſtandſetzungshypothet und ihres 
Ranges rann die Gemeindebehörde eine Vormer⸗ 
tung in das Grundbuch eintragen laſſen. Die 
Eintragung der Vormertung erfolgt auf Grund 
eines bei dem zuſtändigen Amtsgericht geſtellten 
Antrages der Gemeindebehörde. Der Antrag 
muß unter Hinweis auf dieſes Geſetz die Angabe 
enthalten, daß die Vormerkung zur Sicherung des 
Anspruchs auf Beſtellung einer Inſtandſetzungs⸗ 
hypother beſtimmt iſt, und muß ferner den Eigen⸗ 
tümer, das Grundſtück, den Gläubiger und die 
vorausſichtliche Höhe der durch die Hypothek zu 
ſichernden Forderungen bezeichnen. 

Eine ſolche auf Grund dieſes Antrages der 
Gemeindebehörde eingetragene Vormerkung wird 
6 Monate nach der Eintragung geloſcht, wenn in⸗ 
zwiſchen weder die Eintragung der Inſtand⸗ 
ſetzungshypothek erfolgt noch die Vormertung in 
eine den Vorſchriften der SS 883 ff. des B. G. B. 
entſprechende Vormerkung umgewandelt iſt. 


5 5. 

Nach Beendigung der Inſtaudſetzungen hat 
die Gemeindebhorde dem Eigentümer Rechnung 
zu legen. Für die Entſcheidung von Streitig⸗ 
reiten, welche ſich über die Inſtandſetzungspflicht 
oder über die Hohe der durch die Inſtandſetzung 
verurſachten Koſten ergeben, ſind die ordentlichen 
Gerichte zuſtändig; jedoch ſind die Gerichte an die 
gemäß 8 2 getroffenen Entſcheidungen gebunden. 


Die Gemeindebehörde ſoll über die Rück⸗ 
zahlung der übernommenen Vorſchüſſe be⸗ 
ſondere Beſtimmungen treffen; insbesondere 
ſoll ſie Tugungsraten nach Plaßgabe der auf 
Grund der Inſtandſetzung erzielten höheren 
Mieterträge feſtſetzen. Bei einer Erganzung 
oder Aenderung der Ruckzahlungs bedingungen 
iſt auch die Hypothek entſprechend zu ändern. 

Können die Inſtandſetzungskoſten, welche von 
der Gemeindebehörde vorſchußweiſe geleiſtet 
worden ſind, nicht binnen 20 Jahren aus den Ein⸗ 
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fünften des Grundͤſtückes zurückgezahlt werden, 
und können auch nicht in der gleichen Friſt die 
Inſtandſetzungskoſten aus den Einkünften des 
Grundſtückes angemeſſen verzinſt werden, ſo ſind 
die Inſtandſetzungskoſten dann auf Antrag des 
Grundſtückseigentümers endgültig auf die Ge⸗ 
meindebehörde zu übernehmen und die ent⸗ 
en Eintragungen im Grundbuch zu 
loſchen. 

Kann in der angegebenen Friſt nur ein Teil 
der Inſtandſetzungskoſten aus den Grundſtücks⸗ 
einkünften angemeſſen verzinſt werden, ſo be⸗ 
zieht ſich nach Ablauf der 20 jährigen Friſt die 
endgültige Uebernahme der Inſtandſetzungstoſten 
auf die Gemeinde und die Löſchung der ent⸗ 
ſprechenden Grundbucheintragungen lediglich auf 
den bis dahin nicht verzinslichen Teil der geſam⸗ 
ten Inſtandſetzungskoſten. 

Die Juſtandſetzungskoſten ſind in vollem Um⸗ 
fange an die Gemeindebehörde zurückzuzahlen, 
ſobald das Grundſtuck veraußert wird. Die Ge⸗ 
meindebehörde kann jedoch auf Antrag von der 
ſofortigen Zahlung bei dieſer Veräußerung aus 
Billigkeitsgründen abſehen. Ob und inwieweit 
die Inſtandſetzungskoſten oder deren Verzinſung 
aus den Einkunften des Grundſtuckes gedeckt wer⸗ 
den können, entſcheidet das zuſtändige Mieteini⸗ 
gungsamt. 


TE 

Solange die Inſtandſetzungskoſten nicht zus 
rückgezahlt worden ſind, ſteht der Gläubigerin das 
Vorkaufsrecht auf das Grundſtück zu. Das Vor⸗ 
kaufsrecht iſt im Grundbuch gerichtlich einzutra⸗ 
gen. Die Löſchung des Vorkaufsrechtes darf aus⸗ 
eden erſt nach erfolgter Rückzahlung bewirkt 
werden. 


88. 

Den Eigentümern von Grundſtücken ſtehen 
Erbbauberechtigte gleich. Nießbraucher und Pächter 
können den Eigentumern gleich geachtet werden, 
ſofern die Gleichachtung nach Lage des Falles der 
Billigkeit nicht n 


Gegen Anordnungen und Maßnahmen der 
Gemeindebehoörden, die auf Grund dieſes Geſetzes 
getroffen werden, ſteht unbeſchadet der Beſtim⸗ 
mungen des $ 2 den durch die Anoroͤnungen und 
Maßnahmen unmittlbar Betroffenen binnen 
2 Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
offen. Die Beſchwerde iſt bei der Gemeindebehörde 
einzulegen. Bis zur Entſcheidung auf die Be⸗ 
ſchwerde iſt die Durchführung der Anordnungen 
oder Maßnahmen auszuſetzen, es ſei denn, daß 
die Maßnahmen in der Eintragung einer Vor⸗ 
merkung gemäß $ 5 Abſ. 3 beſtehen. 

§ 10. 

Werden Anordnungen oder Maßnahmen, die 
auf dieſem Geſetze beruhen, vor der Durchführung 
der Inſtandſetzung aufgehoben, ſo fallen die ent⸗ 
ſtandenen Koſten der Gemeinde oder, wenn es ſich 
um einen Gemeindeverband handelt, dem Ge⸗ 
meindeverbande zur Laſt, deren Behörde die An⸗ 


ordnungen oder Maßnahmen getroffen hat, es ſei 
denn, daß die Koſten durch das Verhalten des 
Eigentümers veranlaßt worden ſind. 


§ 11. 

Die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgten Ein⸗ 
tragungen und Löſchungen im Grundbuch erfol⸗ 
gen frei von Gerichtsgebühren und Stempeln. 
Das Vorliegen der Vorausſetzungen wir durch 
eine Beſcheinigung der Gemeindebehord mach⸗ 
gewieſen. 


12. 
Dieſes Geſetz tritt 11 der Verkündigung in 
Kraft. 
Danzig, den 14. November 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Leske. 


Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz 
beſchloſſen, welches hiermit verkündet wird: 


200 Geſetz 

betreffend Erhebung einer beſonderen Ulnſatz⸗ 

ſteuer für Gaſt⸗ und Schantwirtſchaften vom 
24. November 1922. 


Artikel 1. 

Silk 
Die Inhaber von Gaſt⸗, Speiſe⸗ und Schank⸗ 
wirtſchaften, Cafes, Vereins⸗ und Geſellſchafts⸗ 
räumen haben neben der nach § 1, 14 des Umjatz⸗ 
und Luxusſteuergeſetzes vom 4. Juli 1922 (e. 
Bl. S. 149) zu entrichtenden Umſatzſteuer eine be⸗ 
ſondere Steuer zu zahlen, wenn ihnen die Geneh⸗ 
migung zur Verlängerung der Polizeiſtunde er⸗ 

teilt iſt. 8 2 


Der Beſteuerung wird das ganze ſeitens des 
Steuerpflichtigen innerhalb des Gewerbebetrie⸗ 
bes erzielte Entgelt zu Grunde gelegt. In Abzug 
find lediglich die Eiunahmen des Steueryflichti⸗ 
gen zu bringen, die in einzelnen Gemeinden des 
Freiſtaates einer Herbergsſteuer unterlieg n. Die 
Sonderſtener wird berechnet von dem Te je an, 
von dem der Steuerpflichtige ſeinen Betric nicht 
mit der Polizeiſtunde zu ſchließen braucht, bis 
einſchließlich dem Tage, an dem die erteilte Ge— 
nehmigung abläuft, 

Die Steuer betragt: 

a) wenn die Verlängerung der Polizeiſtunbe bis 
1 Uhr morgens genehmigt wird — 1 vom Hun⸗ 
dert des Entgeltes, 

b) wenn die Verlängerung der Polizeiſtunde bis 
2 Uhr morgens genehmigt wird — 2 vom Hun⸗ 
dert des Entgeltes. 

e) wenn die Verlängerung der Polizeiſtunde über 
2 Uhr morgens genehmigt wird — 10 vom Hun⸗ 
dert des Entgeltes. 


8 4. 
Wird die Verlangerung der Polizeiſtunde nur 
für weniger als 5 Tage innerhalb eines Nonats 


2 


genehmigt, ſo beträgt die zu entrichtende Pauſch⸗ 

ſteuer für jeden Tag 

a) bis 1 Uhr nachts — 1 Mark pro am Saalflaäche, 
b) bis 2 Uhr nachts — 2 Mark pro am Saalfläche, 

e) über 2 Uhr nachts — 10 5 pro qm Saalfläche. 


Für die ee der Polizeiſtunde für 
geſchloſſene Vereinigungen und Geſellſchaften 
wird eine Sonderſteuer nicht erhoben. Geſchloſſene 
Geſellſchaften oder Vereinigungen ſind lediglich 
ſolche, bei denen nur einem feſtumgrenzten Per⸗ 
ſonenkreis der Zutritt geſtattet iſt. Wenn die 
geſchloſſewe Vereinigung offenſichtlich nur dazu 
beſteht oder gebildet iſt, die Steuer zu hinter⸗ 
ziehen, ſo wird der doppelte Betrag der Sonder⸗ 
ſteuer erhoben. 96 


Die in dieſem Geſetz bezeichneten Steuern 
werden durch die Aemter, die die Umſatzſteuer 
veranlagen, veranlagt Mn erhoben, 


Die Gemeinden find berechtigt, die in dieſem 
Geſetz bezeichneten Steuern nach Maßgabe der 
Vorſchriften dieſes Geſetzes und der dazu erlaſſe⸗ 
nen Ausführungsbeſtimmungen als Gemeinde⸗ 
ſteuern zu erheben. Kommt die in dieſem Geſetz 
bezeichnete Steuer als Gemeindeſteuer zur Er⸗ 
hebung, ſo findet in den betreffenden Gemeinden 
eine Erhebung der Steuern als Staatsſteuern 
nicht ſtatt. Auch im Falle der direkten Erhebung 
der Steuer durch die Gemeinden muß ſeitens der 
Gemeinden die Veranlagung den mit der Ver⸗ 
anlagung zur Umſatzſteuer betrauten Aemtern 
übertragen werden. 


Soweit vorſtehende Beſtimmungen keine Re⸗ 
gelung treffen, finden die Vorſchriften des Um⸗ 
ſatz⸗ und Luxusſteuergeſetzes vom 4. 7. 1922 
(G. Bl. S. 149) bezuglich der erhöhten Umſatzſteuer 
entſprechende Anwendung. 

Artikel 2. 

Die Beſtimmungen der Ziffer 1d Tarifſtelle 
51 (Polizeiſtunde) des Geſetzes zur Aenderung des 
000 vom 28. 12 1921 werden auf⸗ 
gehoben 

Die Tarifſtelle 51 wird in der Faſſung des 
Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895/26. Juni 
1909 wiederhergeſtellt; die Ziffer 2 des Geſetzes 
zur Abänderung des Stempelſteuergeſetzes vom 
28. Dezember 1921 (betr. Erhebung von Zuſchlä⸗ 
gen zu den Stempelſteuerſätzen) findet auf die 
nach dem Vorſtehenden wiederhergeſtellte Tarif⸗ 
ſtelle 51 Anwendung. 

Artikel 3. 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu 

Geſetz erläßt der Senat. 
Artikel 4. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkün⸗ 
dung in Kraft. 

Danzig, den 24. November 1922. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


dieſem 
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Verordnung 
über Ausdehnung der Verſicherungspflicht in der 
Angeſtelltenverſicherung. 


Auf Grund des Artikel 6 des Geſetzes über 
vorläufige uns der 81 8 24% 
rung vom 7. Juli 1922 (G. Bl. S. 244) wird mit 
Zuſtimmung des Ausschusses Me Volkstages für 
ſoziale Angelegenheiten folgendes verordnet: 
Artikel 1. 
Im 8 1 Abſ. 3 des ede für 
Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 (R. G. Bl. 
S. 989) in der Faſſung des Artikels 1 der Ver⸗ 
ordnung über Ausdehnung der Verſicherungs⸗ 
pflicht in der e vom 27. Ok⸗ 
tober 1922 (G. Bl. S. 479) wird das Wort „drei⸗ 
hunderttauſend“ durch das Wort „achthundert⸗ 
vierzigtauſend“ erſetzt. 
Artikel 2. 
Der 8 16 des Reichsverſicherungsgeſetzes für 
Angeſtellte erhalt folgende Faſſung: 
§ 16. 
Nach der Höhe des Jahresarbeitsverdienſtes 
werden für die Verſicherten folgende Gehalts⸗ 
klaſſen gebildet: 
Klaſſe 1 bis zu 7200 Mk. 
(monatlich 600 Mk.), 
2 von mehr als 7200 bis zu 14 400 Mk. 
(monatlich 600 bis 1200 Mark), 
3 von mehr als 14 400 bis zu 28 800 Mk. 
(monatlich 1200 bis 2400 Mk.), 
4 von mehr als 28 800 bis zu 50 400 Mk. 
(monatlich 2400 bis 4200 Mk.), 
5 von mehr als 50 400 bis zu 72 000 Mk. 
(monatlich 4200 bis 6000 Mk.), 
6 von mehr als 72 000 bis zu 108 000 Mk. 
(monatlich 6000 bis 9000 Mk.), 
7 von mehr als 108 000 bis zu 144 000 Mk. 
(monatlich 9 000 bis 12 000 Mk.), 
8 von mehr als 144 000 bis zu 216 000 Mk. 
(monatlich 12 000 bis 18 000 Mk.), 
9 von mehr als 216 000 bis zu 324 000 Mk. 
(monatlich 18 000 bis 27000 Mk.), 
Klaſſe 10 von mehr als 324 000 bis zu 432 000 Mk. 
(monatlich 27 000 bis 36 000 Mk.), 
Klaſſe 11 von mehr als 432 000 bis zu 576 000 Mk. 
(monatlich 36 000 bis 48 000 Mk.), 
Klaſſe 12 von mehr als 576 000 bis zu 720 000 Mk. 
(monatlich 48 000 bis 60 000 Mk.), 
Klaſſe 13 von mehr als 720 000 Mk. 
(monatlich 60 000 Mk. und mehr). 
Artikel 3. 
Der $ 172 des Reichsverſicherungsgeſetzes für 
Angeſtellte erhalt Alg ne, Faſſung: 


Klaſſe 
Klaſſe 
Klaſſe 
Klaſſe 
Klaſſe 
Klaſſe 
Klaſſe 
Klaſſe 


Der Monatsbeitrag be 


in Gehaltsklaſſe 1 60 Mark 
7. ” 2 100 ” 
> 2 3 170. 7 
” ” 4 280 77 
Li J 5 420 7. 
5, 71 6 * « 600 7) 
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in Gehaltsklaſſe 7 820 Mark 
8 1150 


5 4 ee LEE, 

5 R It. nn 

7 5 ee 

1 1 r 

5 5 13 N, 
Artikel 4. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. November 
1922 in Kraft. 
Danzig, den 28. November 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


202 Verordnung 
betreffend 
die Höhe der Erxwerbsloſenunterſtützungsſätze. 

Auf Grund des $ 16 des Geſetzes betr. Er⸗ 
werbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 (G. Bl. 
S. 91) wird in han der Verordnung vom 
18. Auguſt 1922 (G. Bl. S. 391) folgendes ver⸗ 
ordnet: 

Die Unterſtützung iſt vom 20. November 1922 
ab von den Gemeinden uach folgenden Sätzen zu 
gewähren: 

1. für männliche Perſonen: 

a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht im 


Haushalt eines anderen leben 140 Mk. 
b) über 21 Jahre, ſofern ſie in dem 

Haushalt eines anderen leben 100 Mk. 
e) unter 21 Jahren 50 Mk. 


2. fir weibliche Rear Tone: 
a) über 21 Jahre, ſofern ſie nicht im 


Haushalt eines anderen leben 110 Mk. 
b) über 21 Jahre, ſofern ſie in dem 
Haushalt eines anderen leben 65 Mk. 
e) unter 21 Jahren 40 Mk. 
3. die Familienzuſchläge für 
a) den Ehegatten 65 Mk. 
b) die Kinder und ſonſtigen unter⸗ 
ſtützungs berechtigte Angehörige 50 Mk. 


Danzig, den 21. November 1922. 


Der Senat der Freien Bi Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
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. 017 Familienhilfe und Wochenfürſorge. 
Auf Grund des Geſetzes über Aenderungen 
von Geldbeträgen in der Sozialverſicherung 
vom 5. Oktober 1922 (Geſetzbl. S. 451) wird mit 
Zuſtimmung des Ausſchuſſes des Volkstags für 
ſoziale Angelegenheiten folgendes verordnet: 


E 
— 


— 


fünfzig“ durch das Wort „fünfhundert“ und 
das Wort „fünfzig“ durch das Wort „ein⸗ 
hundertundfünfzig“, 


ebenda in Nr. 3 das Wort „ſechs“ durch das 


Wort „fünfzehn“, 


ebenda in Nr. 4 das Wort „acht“ durch das 


Wort „dreißig“, 

im § 195 e Abſ. 1 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung das Wort „einhundert“ durch das 
Wort „zweihundert“, 


ebenda im Abſ. 2 das Wort „eiunhundert⸗ 


undfünfzig“ durch das Wort „dreihundert“, 


f) im § 195 d der Reichsverſicherungsordnung 


das Wort „eiuhundertundfünfzig“ durch 
das Wort „dreihundert“, 

im 8 197 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsord⸗ 
nung das Wort „dreihundert“ durch das 
Wort „fünfhundert“, 

im § 205 a Abſ. 3 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung das Wort „vierundeinehalbe“ durch 
das Wort „fünfzehn“ und das Wort „acht“ 
durch das Wort „fünfundzwanzig“, 

§ 205 a Abſ. 5 erhält folgenden dritten Satz: 

Berechtigt iſt die Schwangere oder Woch⸗ 

nerin; im Falle ihres Todes gilt § 195 a 

Abſ. 4 entſprechend. 

Im Artikel III bei $ 370 der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung das Wort „dreihundert“ 
durch das Wort „fünfhundert“. 

Im Artikel VIII die Worte „vom 29. Juli 
1921 (Reichsgeſetzbl. S. 1189)“ durch die 
S 19) „vom 28. Februar 1922 (Geſetzbl. 


— 
D. 


Zu Abſchnitt B: 
im Artikel II die Worte „in dem Jahre oder 
Steuerjahre vor der Entbindung der Be⸗ 
trag von fünfzehntauſend Mark“ durch die 
Worte „im Steuerjahre 1921 den Jahres⸗ 
betrag von fünfzehntauſend Mark oder im 
Jahre vor der Entbindung den Betrag von 
dreißigtauſend Mark“; ferner wird am 
Schluſſe des Artikels II nach „Mark“ hiu⸗ 
zugefügt: 
„falls der Betrag von fünfzehntauſend 
Mark zugrunde gelegt worden iſt, und um 
fünftauſend Mark, falls der Betrag von 
den it, Mark zugrunde gelegt wor⸗ 
en iſt 
im Artikel III Abſ. 1 Nr. 2 das Wort „zwei⸗ 
hundertundfünfzig“ durch das Wort „fünf⸗ 
hundert“ und das Wort „fünfzig“ durch das 
Wort „einhundertundfttufzig“, 


c) ebenda in Nr. 3 das Wort „vierundeine⸗ 


halbe“ durch das Wort „fünfzehn“, 


Artikel 1. d) ebenda in Nr. 4 das Wort „acht“ durch das 
In dem Geſetz über Wochenhilfe, Familien⸗ Wort „fünfundzwanzig“, 
hilfe und S den vom 5. Oktober 1922 e) im Artikel IV das Wort „einhundertund⸗ 
(Geſetzbl. S. 453) werden erſetzt: fünfzig“ durch das Wort „dreihundert“, 
re Zu Abſchnitt 4 k) im Artikel VI das Wort „einhundert“ durch 
Im Artike 


2 das Wort „zweihundert“, 
a) im § 195 a Abſ. 1 Nr. 2 der Reichsverſiche⸗ 


. g) im Artikel VII das Wort „dreihundert“ 
rungsordnung das Wort „zweihundertund⸗ durch das Wort „fünfhundert“, 
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h) im Artikel VIIT das Wort „einhundertund⸗ 
fünfzig“ durch das Wort „dreihundert“. 
Zu Abſchnitt O: 
im Abſchnitt O0 das Wort „dreihundert“ 
durch das Wort „fünfhundert“. 
Artikel II. 

Dieſe Vorſchriften treten mit dem Tage der 
Verkündigung in Kraft. 

Für Entbindungsfälle, die vor dem im Abſ. 1 
genannten Tage eingetreten find, iſt das Wochen⸗ 
und Stillgeld für den Reſt der Bezugszeit in dem 
nach den vorstehenden Vorſchriften erhöhten Be⸗ 
trage zu zahlen. 

Wöüthnerinnen, die erſt nach den vorſtehenden 
Vorſchriften als minderbemittelt zu gelten ha⸗ 
ben, aber vor dem Tage des Inkrafttretens 
dieſer Vorſchriften entbunden worden find, er⸗ 
alten von dieſem Tage ab das Wochen- und Still- 
geld für den Reſt der Bezugszeit. 

Danzig, den 23. November 1922. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


204 Verorduung 

zur Abänderung des Geſekes über die Getreide⸗ 
bewirtſchaftung vom 14. 7. 22 (G. Bl. Nr. 38). 
Auf Grund des § 14 des Geſetzes über die Ge⸗ 

treidebewirtſchaftung vom 14. 7. 1922 (G. Bl. 

Nr. 38) wird mit Zuſtimmung des Wirtſchafts⸗ 

ausſchuſſes des Volkstages verordnet: 


Artikel 1. 

§ 5, erſter Halbſatz des in der Ueberſchrift ge⸗ 
nannten Geſetzes erhält folgende Faſſung: 

Der den Erzeugern zu zahlende Preis für das 
erſte Drittel der Umlage beträgt 

für Roggen 28 300 Mk. für die Tonne 

„ Weizen 30 300 „ „ „ „ 
Gerte N „ „ „ „ 

Für das 2. und das 3. Drittel der Umlage 
ſetzt der Senat mit Zuſtimmung des Wirtſchafts⸗ 
ausſchuſſes des Volkstages die Preiſe auf der 
Grundlage der in Abſatz 1 feſtgeſetzten Preiſe 
feſt. Bis zur Feſtſetzung ſind die im Abſatz 1 
feſtgeſetzten Preiſe den Erzeugern zu zahlen. 

Werden die Preiſe für das 2. und das 3. Drit⸗ 
tel der Umlage erhöht, ſo iſt für die auf das 2. 
oder 3. Drittel vor der Erhöhung der Preiſe gelie⸗ 


ferten Mengen der Unterſchied zwiſchen dem 
neuen und dem gezahlten Preiſe nachzuzahlen. 


Artikel 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung 
in Kraft. 
Danzig, den 27. November 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Eſchert. 


205 Verordnung 

über die Erhöhung der Unterſtützung der 

Rentenempfänger der Invaliden⸗ und Angeſtell⸗ 
ten verſicherung. 

Auf Grund des Geſetzes über Aenderung von 
Geldbeträgen in der Sozialverſicherung vom 
5. 10. 22. — Geſ. Bl. S. 451 — wird das Geſetz 
über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung 
von Rentenempfängern der Juvaliden⸗ und Ans 
geſtelltenverſicherung vom 10. 3. 22. — Geſ. Bl. 
S. 77 — in der Faſſung vom 25. 9. 22. — Geſ. Bl. 
S. 433 — mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes für 
ſoziale Angelegenheiten des Volkstages wie folgt 


geändert: 
Apt del . 

Im 8 2 Satz 1 wird das Wort „ſiebentauſend⸗ 
zweihundert“ durch das Wort „achtzehntauſend“, 
das Wort „fünftauſendſiebenhundert“ durch das 
Wort „fünfzehntauſend“, das Wort „dreitauſend⸗ 
zweihundert“ durch das Wort „ſiebentaufend“ 


erſetzt. 
Ar kel E 
Im 8 2 Abſ. 4 Satz 2 wird das Wort „vier⸗ 
lauſend“ durch das Wort „zwölftauſend“, im 
Abi. 5 das Wort „eintauſendzwethundert“ durch 
das Wort „viertauſendachthundert“ erſetzt. 


Ne ee IT 

Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Oktober 1922 in Kraft. 

Danzig, den 23. November 1922. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 

206 Druckfehlerberichtigung: 
Geſetzbl. 1922 Nr. 56 Seite 494. In Zeile 16 
muß es anuſtatt: „625 Mk.“ heißen: über 17 bis 
18 Kilogramm auf „624 Mk.“. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von J. Gehl & Co. in Danzig. 


